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Vorwort 

Die nachstehenden Abhandlungen sind für ein wissenschaftliches Sym-
posium entstanden, das die Herausgeber am 14. /15. März 2002 in Würzburg 
veranstaltet haben. Ein äußerer Anlass war das 600jährige Bestehen der 
Julius-Maximilians-Universität, deren wissenschaftliche Ausstrahlung seit 
ihrer Gründung auch durch ihre Juristische Fakultät mitgeprägt worden ist. 
In der Sache haben uns wesentlich die im nachfolgenden Einleitungsbeitrag 
niedergelegten wissenschaftlichen Gesichtspunkte geleitet. Zu guter Letzt 
können wir allen Mitwirkenden nur herzlich dankbar sein: der Fritz-Thys-
sen-Stiftung für die finanzielle Unterstützung des Tagungsprojekts; den Re-
ferenten für ihre zügig zielführende, mündliche und schriftliche Mitarbeit; 
den weiteren Tagungsteilnehmern für vielfältige wechselseitige Anregungen 
in den Diskussionen, die mitunter noch ihren Niederschlag in der Schrift-
fassung der Referate finden konnten; den studentischen und nichtwissen-
schaftlichen Mitarbeitern für ihre Hilfe bei der Realisierung von Tagung 
und Tagungsband; und zuletzt den Verlagsangehörigen für ihre so erfreulich 
schnelle Kooperation! 

Würzburg, im Apri l 2002 Helmuth  Schulze-Fielitz 
Carsten  Schütz 
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Justiz und Justizverwaltung 
zwischen Ökonomisierungsdruck und Unabhängigkeit 

Eine einleitende Problemskizze 

Von Carsten Schütz und Helmuth Schulze-Fielitz, Würzburg 

I . Die Justiz als vernachlässigter Gegenstand 
der Rechtswissenschaft 

Die Justiz als Gesamterscheinung der „Dritten Gewalt" gehört zu den 
eher vernachlässigten Gegenständen der Rechtswissenschaft. Das erscheint 
um so merkwürdiger, als die gesamte Juristenausbildung im Kern weithin 
unverändert am Leitbi ld eines habilitierfähigen Richters am Oberlandes-
gericht1 ausgerichtet ist. Sucht man nach einer Erklärung für den Sachver-
halt einer solchen wissenschaftlichen Vernachlässigung, so fällt der Blick 
erstens auf die Eigenart der Rechtswissenschaft als einer vorherrschend 
rechtsdogmatisch ausgerichteten Wissenschaft. Rechtsdogmatik und Juris-
prudenz als praktische Kunstlehre suchen schon immer materielle und pro-
zessuale Rechtsnormen nach Maßgabe ver allgemeinerb ar er methodischer 
Regeln auszulegen und einzelfallgerecht anzuwenden. Zentral ist dabei eine 
handlungsanleitende Perspektive; ganz im Vordergrund steht die konflikt-
lösungsorientierte Sicht des einzelnen Richters und Normanwenders. Eine 
Betrachtung der Justiz als Organisation erfolgt  demgegenüber meta-dog-
matisch aus der Sicht eines Beobachters und wirkt daher unjuristisch, weil 
nicht rechtsdogmatisch. 

Dieser Umstand wird zweitens dadurch bestätigt, dass es in der Rechts-
wissenschaft (in dem weiten Sinne einer Sozialwissenschaft) zwar zu-
mindest in Ansätzen eine Gesetzgebungslehre und eine Verwaltungslehre, 
nicht aber eine Justizlehre gibt; vereinzelte Ansätze zur Begründung einer 
solchen Rechtsprechungslehre sind über die Versuche zu deren Initiierung 
in Form zweier Tagungen2 nicht hinausgekommen. Die Gesetzgebungs-
lehre widmet sich - in Ergänzung zur rechtsanwendenden Perspektive der 
Rechtsdogmatik - primär den Problemen der Entstehung von Recht, bevor 

1 I n diesem Sinne einst R. Wiethölter,  Anforderungen  an den Jur is ten heute, in : 
R. Wassermann (Hrsg.), Erz iehung z u m Establ ishment , 1969, S. 1 ff.  (20). 

2 Vgl . N. Achterberg  (Hrsg.), Rechtsprechungslehre, 1984; W.  Hoppe/W.  Krawietz/ 
M. Schulte  (Hrsg.), Rechtsprechungslehre, 1992. 
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bzw. bis dieses in Kraft  t r i t t 3 . Die Verwaltungslehre widmet sich allen 
Fragen der Organisation und des Handelns der Verwaltung, die sich nicht 
in Rechtsanwendung erschöpfen 4. Das gilt nicht etwa nur für den großen 
Bereich der „gesetzesfreien" Verwaltung; auch im Rahmen gesetzlicher Vor-
gaben ist Verwaltungshandeln weit mehr als bloße Rechtsanwendung, nicht 
nur im Rahmen des informalen Verwaltungshandelns. Gesetzgebungs- wie 
Verwaltungslehre erörtern auch Fragen der Gestaltungsfreiheit  der Amts-
inhaber der legislativen bzw. exekutiven Staatsgewalt. Eine Justizlehre er-
scheint demgegenüber mit der Lehre von der Anwendung des positiven 
Rechts zusammenzufallen und so eine eigene „Rechtsprechungslehre" als 
entbehrlich zu erweisen. 

Indessen zeigen gerade die aktuellen Diskussionen um eine Modernisie-
rung der Justiz auch unter ökonomischen Gesichtspunkten im Blick auf die 
Effektivität  des Rechtsschutzes als Verfassungsgebot aus Art. 19 Abs. 4 GG 
bzw. Art. 20 Abs. 3 GG, dass nicht nur die Art der Auslegung und Anwen-
dung von Gesetzen durch den Richter, sondern auch die organisatorischen 
Voraussetzungen und verfahrensbegleitenden  Entscheidungen der Justiz-
verwaltung maßgeblich die Effektivität  des Rechtsschutzes mitbestimmen. 
Auch die Dritte Gewalt erschöpft  sich keineswegs in richterlicher Gesetzes-
anwendung und bedarf  auch insoweit wissenschaftlicher Beobachtung und 
Begleitung aus einer Perspektive, die die unmittelbar einzelfallorientierte 
Entscheidungsperspektive des Rechtsanwenders überschreitet. 

I I . Strukturprobleme einer wissenschaftlichen Diskussion 
von Justizreformen 

Eine wissenschaftliche Behandlung der Reform oder Modernisierung der 
Justiz unterliegt strukturellen Grenzen, die eine vertiefte wissenschaftliche 
Diskussion behindern und zugleich in besonderer Weise geboten erscheinen 
lassen. Das erste strukturelle Hindernis ergibt sich allgemein aus der 
Gefahrentendenz, dass aus guten Gründen verfassungsrechtlich  verankerte 
Rechtspositionen zugunsten einzelner Berufe von deren Inhabern in einer 
Weise instrumentalisiert werden, dass sie von notwendigen Rechten in 
Privilegien mit der erhöhten Gefahr ihrer Missbrauchbarkeit umschlagen. 

Das gilt in verschiedenen Bereichen grundgesetzlicher Gewährleistungen. 
Ein erstes Beispiel ist der besondere Schutz, den Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG in 

3 s. näher etwa W.  Schreckenberger  (Hrsg.), Gesetzgebungslehre, 1976; H. Schulze-
Fielitz,  Theorie u n d Praxis par lamentar ischer Gesetzgebung, 1988; U. Karpen 
(Hrsg.), Z u m gegenwärt igen S tand der Gesetzgebungslehre i n der Bundesrepub l ik 
Deutschland, 1998; H. Schneider,  Gesetzgebung, 3. Auf l . 2002. 

4 s. neuestens G.F. Schuppert,  Verwaltungswissenschaft ,  2000. 
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der Auslegung durch das Bundesverfassungsgericht  den öffentlich-recht-
lichen Rundfunkanstalten gewährt. So richtig dieser Schutz im objektiven 
Gemeinwohlinteresse der demokratiekonstitutiven Funktionsfähigkeit 
einer öffentlichen  Meinungsbildung ist, so sehr gibt es seit langem Anhalts-
punkte dafür,  dass diese Rechtspositionen über das „normale" und erforder-
liche Ausmaß hinaus Fehlentwicklungen erleichtert, von den (im Vergleich 
zu den privaten Rundfunkanstalten deutlich höheren) Produktionskosten 
über die Höhe der Altersversorgung von Rundfunkangehörigen bis hin zu 
einer gewissen publizistischen „Selbstgerechtigkeit"; schon vor drei Jahr-
zehnten ist das einmal auf den Begriff  gebracht worden, die öffentlich-
rechtlichen Sender seien „Nisthöhlen für Cliquen"5. Ein zweites Beispiel ist 
der verfassungsrechtliche  Schutzumfang, den Art. 5 Abs. 3 GG den Univer-
sitäten und den einzelnen Hochschullehrern gewähren soll. Vom Grund-
gesetzgeber aus gutem Grunde zur Sicherung der Wissenschaftsfreiheit 
besonders akzentuiert, hat die Garantie des Art. 5 Abs. 3 GG dazu geführt, 
dass seit Jahrzehnten nahezu jede Entscheidung des Hochschulgesetzgebers 
insbesondere von Professoren  des Öffentlichen  Rechts nicht nur für ver-
fassungswidrig oder für verfassungsrechtlich  „bedenklich" erklärt wird, 
sondern dass Entscheidungen des parlamentarischen Gesetzgebers kraft 
überlegener Einsicht in die Rechtsstellung aus Art. 5 Abs. 3 GG mitunter 
jahrzehntelang unterlaufen werden; auch hier droht jede Unzweckmäßig-
keit des Gesetzgebers im Schatten der Verfassung zum Angriff  auf eine 
Rechtsstellung zu werden, die in professoraler  Selbstinterpretation zum 
Privileg fast jeder Vorzugsstellung des traditionellen Hochschullehrer-
daseins gerinnt. 

Eine strukturell gleiche oder vergleichbare Problematik ist mit der Ga-
rantie der richterlichen Unabhängigkeit in Art. 97 Abs. 1 GG verknüpft. 
Auch hier gibt es eine bis auf die Entscheidungen der Disziplinargerichte 
durchschlagende Neigung von Richtern, schon jede Diskussion ihrer spruch-
richterlichen Tätigkeit, jeden auch nur durch eine bloße Nachfrage eines 
Gerichtspräsidenten veranlassten Vorhalt6 und jede berufliche Obliegenheit 
mit der Vermutung eines rechtswidrigen Eingriffs  in ihre individuelle rich-
terliche Unabhängigkeit zu überziehen. Art. 97 Abs. 1 GG gerät so in Ge-
fahr,  vom Schutz der Unabhängigkeit der Richter vor staatlicher Einfluss-
nahme auf ihre Entscheidungstätigkeit zum Schutzschild gegen jede Ver-
änderung in der gerichtlichen Selbstorganisation zu werden. 

Diese Tendenz wird verstärkt durch eine zweite strukturelle Unvermeid-
lichkeit. Bei der Bestimmung der Reichweite der richterlichen Unabhängig-
keit nach Art. 97 Abs. 1 GG etwa im Rahmen von Entscheidungen über die 

s E. Forsthoff,  Der Staat der Industr iegesel lschaft ,  1971, S. 156. 
6 s. etwa jüngst B G H , Bet r i f f t  Justiz 2002, 252 f. 


